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In Saéhen

KlägerundReviaionsklägeh
ProzeßbeVollmächtigteg '

gegen

das Land H e s s e n, ‚vertreten durch das Lendesversorgungsamt Heeeen in Frankfurt/
Main, Große Gallusstraße 34,

„

1 „Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 9° Sehat des_Bunäessozialgerichts in Kassel am
145 Juli 1955 unter Mitwirkung von

Senateprä51dent_
.

'*Dr„W e 1 B
_'

‚
als Vorsitzendem‚'

‚
Bundesrichter ’ ; Br‚ T e u %s“c h'

und Bundeerichter : ' ‚Dr„ ? l'9 iin

ale Beieitzern
beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Hessischen
Landesscz1al$erichte in Darmstadt vom 2° Juni 1954 wird als

unzulässig verworfen° '

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°

93.33.!.t.é..___e'..=1
.

Der Revisionsklägar hat gegen das ihm am 21° Dezember 1953
zugestellte Urteil des OVA

V V
vom 25° September 1953

„2-
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_
2_-

‚mit einem am 4° Jänner 1954 beim Sozielgefiéht Defmstedt
.eingegengenen Schriftsatz vom 31, Dezember 1953 "Rekurs"
eingelegt„ _Bes Lendeesozinlgericht hat den Rekurs als Be—
'rufung angesehen und als sachlich unbegründet durch Urteil

‚vom 20 Juni 1954 zurückgewiesen° Das Urteil enthält eine
‘Belehrung über die Zulässigkeit der ReVision im S_inne dee

@ 162 Abs‚ 1 Nr„ 2 und 3 SGG.
V “

'
Entgegen dieser

Rechtsmittelbelehrung
ist die Revision des,

'Klägers gegen das Urteil des LSG nicht statthaft° Das Ur—

teil des Obervereicherungsamts. , des auf Grund '
mündlicher_Verhandlung erlassen wurde, ist mit der Verkün—
dung in der öffentlichen Sitzung am 250 September 1953

rechtswirkeam geworden (vgl.° & 1671 Abs‚ 1, 5 1679 RVO ;

5 51VAo.inder bis zum31‚12‚1953gültigen Fassung)„Das
>mit dem Rekurs angefochtene Urteil war hiernach eine Ent-

scheidung eines Oberversicherungsamts, nicht einen Sozial—_

' gerichts° Die Zustellung dieses Urteils und der Zeitpunkt

der Zustellung haben nur Bedeutung für den Beginn der Rechte—

mittelfrist (@ 128 RVG in der bis zum 31 12 1955 gültigen

Fassung) ' '

Damithin das Urteil des ÖVA_“___ t vor demInkrafttre—
ten des SGS, d„h„ vor dem 1° Januar 1954 "ergangen" war
(@ 214 Abs“ 1 SGG), konnte das Landessozialgericht über

das Rebhtsmittel des Klägers nur auf Grund des 5 214 see
entscheideno'Die Auffassung des Landessbzialgerichts, daß

die gegen den Bescheid des Versorgungsemtes vom

2 August 1952 eingelegte Berufung nach 5 215 Abs.0 4 SGG

als Klage gilt, trifft nicht zu, weil das Oberversioherungs—

amt schon vor dem Inkrafttreten des Sozialgerichte—

gesetzes über die Berufung alten Rechts durch Urteil ent—

schieden hatte° 5 215 Abs0 4 betrifft nur Fälle, in denen

am 1 Januar 1954 noch keine den Recntszug abschli_eßende
Entscheiäung ergangen Ü■■o‘
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Lnfolgeäessen geht.es nicht du, das gegen das Urteil des
Oberversicherungsamtes eingelegte Rechtsmittel alszeru-‚

fung neuen Rechts (55.143 —159 SGG)zu behandeln° Hieraus .
folgt, däß entgegen der Auffassung des Ländessoaialgerichts

seine Enfécheidung nach 5-214 Aba. 5 SGGendgültig ist,
déh‚ von einem Gericht höherer Stufe überhaupt niéht mehr

nachgeprüft werden kann„ Diese{Beurteilung steht im Ein—’

klang mit der Rechtsprechung anderer Senate des BSG, die

bisher &ieselbe Reohtßfrage entschieden haben (vgl. Beschl.

des 5 Senats vom %? 1955 —3 R6 13/55 - und Ürteil des
40. Senats vom 7 7 1955 —10 R? 175/54 -) Die“ Rechtsmit—é

-
teibelehrung in dem angefochtenen Urteil, wonach 119 Re—

‘_
vision nach den 55 160, 162 GGGstatthaft sei, ist unrich— ’

tig und macht die Revision nicht zulässig„_ —
"

Außergerichtl1che
Kosten s1nd nicht zu erstatten (5 193 GGG)

\
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